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Bundes— Geſetzblatt 


des 


Norddeutſchen Bundes. 


r lm 


(Jr. 21.) Verordnung, betreffend die Einführung Preußiſcher Militairgeſetze im ganzen 
Bundesgebiete. Vom 7. November 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc. 


verordnen auf Grund des Artikels 61. der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes, 
im Namen des Bundes, was folgt: 


Se 
Die nachſtehend genannten Preußiſchen Militaivgefege und Verordnungen 
werden im ganzen Bundesgebiete, joweit fie in demſelben noch nicht in Geltung 
ſind, hiermit eingeführt: i 
1) das Allgemeine Regulativ über das Servis und Einquartierungsweſen 
vom 17. März 1810. (Nov. Corp. Const. March. S. 949.), nebſt den 
dazu ergangenen Ergänzungen, Abänderungen und Erläuterungen, nämlich: 


a) dem $. 10. zu a. und b. des Geſetzes über die Einrichtung des 
Abgabenweſens vom 30. Mai 1820. (Preußiſche Geſetz-Samml. 
S. 134), 

p) der Kabinetsorder vom 21. Auguſt 1821., betreffend die Vergütung 
für Verabreichung eines Naturalquartiers an die nach andern Gar- 
niſonorten verſetzt werdenden Offiziere (Preußiſche Geſetz-Samml. 
S. 185 ), 

e) der Kabinetsorder vom 18. Juli 1834., betreffend die Modifikation 
der Vorſchriften in Nr. 20. des Allgemeinen Regulativs über das 
Servis⸗ und Einquartierungsweſen vom 17. März 1810. (Preu⸗ 
ßiſche Gefeg-Samml. S. 147), 


d) dem in der Beilage A. abgedruckten Erlaſſe vom 7. Mai 1857. 


2) das Edikt wegen Aufhebung des Vorſpanns vom 28. Oktober 1810. 
Bundes- Geſezbl. 1867. 20 (Preu⸗ 
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(Preußiſche Geſetz-Samml. S. 77), nebſt den dazu ergangenen Er⸗ 
gänzungen und Erläuterungen, nämlich: 

a) dem Regulativ wegen der Verpflichtung zur Vorſpannleiſtung vom 
29. Mai 1816. (Preußiſche Geſetz-Samml. S. 201.), 

b) der Kabinetsorder vom 5. Januar 1820., betreffend die Beſtim⸗ 
mung, welche Offizierpferde zur Vorſpannleiſtung nicht verpflichtet 
fein ſollen (Preußiſche Geſetz-Samml. ©. 32.), 

c) der Kabinetsorder vom 14. Juli 1831., betreffend die Deklaration 
des §. 3. des wegen der Verpflichtung zur Vorſpannleiſtung erlaſ⸗ 
ſenen Regulativs vom 29. Mai 1816. hinſichtlich der Luxuspferde 
(Preußiſche Geſetz-Samml. S. 170.), 

d) der Verordnung vom 10. Mai 1844., betreffend die Verpflichtung 
der „ zur Geſtellung von Reitpferden 
(Preußiſche Geſetz-Samml. S. 147.) 


3) das Edikt über die Aufhebung der Natural⸗Fourage⸗ und Brodlieferung 
vom 30. Oktober 1810. (Preußiſche Geſetz-Samml. S. 78.), nebſt den 
in der Beilage B. abgedruckten $$. 23. 24. 25. 30. 32. 33. 77. 80. 
81. 82. und 164. des Reglements über die Naturalverpflegung der 
Truppen im Frieden vom 13. Mai 1858. 


4) das Regulativ über das Verfahren bei baulichen Anlagen oder fonftigen 
Veränderungen der Erdoberfläche innerhalb der nächſten Umgebungen 
= Seltungen vom 10. September 1828. (Preußiſche Geſetz-Samml. 
7 I 12 Ji 


5) das Geſetz, betreffend die Unterſtützung der bedürftigen Familien zum 
Dienſte einberufener Reſerve⸗ und Landwehrmannſchaften vom 27. Fe⸗ 
bruar 1850. (Preußiſche Geſetz-Samml. S. 70); 


6) das Geſetz wegen der Kriegsleiſtungen und deren Vergütung vom 
11. Mai 1851. (Preußiſche Geſetz-Samml. S. 362.), nebſt 


a) der Verordnung über das Verfahren bei eintretender Mobilmachung 
der Armee zur Herbeiſchaffung der Pferde durch Landlieferung vom 
24. Februar 1834. (Preußiſche Geſetz-Samml. S. 56.) und 


b) dem 4 vom 12. September 1855., betreffend eine Abänderung 
der Verordnung über das Verfahren bei eintretender Mobilmachung 
der Armee zur Herbeiſchaffung der Pferde durch Landlieferung vom 
24. Februar 1834. (Preußiſche Geſetz-Samml. S. 609.) , 

7) das Geſetz über die Verſorgung der Militair⸗Invaliden vom Oberfeuer⸗ 
werker, Feldwebel und Wachtmeiſter abwärts, ſowie die Unterſtützung 
der Wittwen der im Kriege gebliebenen Militairperſonen deſſelben Ran⸗ 
ges vom 6. Juli 1865. (Preußiſche Geſetz-Samml. S. 777.) 


8) das Geſetz, betreffend 1) die Penſionserhöhung für die im Kriege inva⸗ 
lide gewordenen, ſowie für die überhaupt durch den aktiven Militairdienſt 
ver⸗ 
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verſtümmelten oder erblindeten Offiziere der Linie und Landwehr und 
die oberen Militairbeamten, 2) die Unterſtützung der Wittwen und 
Kinder der im Kriege gebliebenen Militairperſonen deſſelben Ranges, 
vom 16. Oktober 1866. (Preußiſche Geſetz-Samml. S. 647.) / 

9) das Geſetz, betreffend die Erweiterung mehrerer Beſtimmungen der Ge⸗ 
ſetze vom 6. Juli 1865. und vom 16. Oktober 1866., vom 9. Februar 
1867. (Preußiſche Geſetz-Samml. S. 217.). 


$. 2. 

Soweit zur Ausführung der im $. 1. erwähnten Geſetze und Verordnun⸗ 

gen in den einzelnen Bundesſtaaten befondere Vorſchriften erforderlich find, wer⸗ 
en dieſelben von dieſen Staaten erlaſſen werden. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Bundes⸗Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 7. November 1867. 
(L. S.) Wilhelm. 
5 Gr. v. Bismard-Schönhaufen. 


Beilage A. 


Allerhoͤchſter Erlaß 
vom 7. Mai 1857. 


Auf Ihren Inmmediatbericht vom 29. April d. J. beſtimme Ich, daß die 
unter Abſchnitt I. Nr. 7. des allgemeinen Regulativs über das Servis⸗ und 
Einquartierungsweſen vom 17. März 1810. enthaltene Beſtimmung, nach welcher 
es ſtatthaft iſt, die einquartierten Soldaten je zwei in einem Bette beiſammen 
ſchlafen zu laſſen, aufgehoben und dagegen den Quartiergebern in den Garniſon⸗ 
rten die Verpflichtung auferlegt werden ſoll, den einquartierten, zur Garniſon 

gehörigen Mannſchaften einſchläfrige Lagerſtellen zu gewähren. 

Ich gebe Ihnen anheim, hiernach das Erforderliche zu veranlaſſen. 

Charlottenburg, den 7. Mai 1857. 


Friedrich Wilhelm. 
v. Weſtphalen. Gr. v. Walderſee. 
An die Miniſter des Innern und des Krieges. 


20* Bei- 
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Beilage B. 


Auszug 
aus 


dem Reglement über die Naturalverpflegung der Truppen 
im Frieden 
vom 13. Mai 1858. 


F. 23. 


Die Verpflegung auf dem Marſche wird dem Soldaten durch den Quartier⸗ 
ar verabreicht und ſoll im Allgemeinen die fein, welche der Tiſch des letzteren 
ietet. Um jedoch Beeinträchtigungen, ſowie übermäßigen Forderungen vorzubeugen, 
wird die täglich zu verabreichende Verpflegung auf 
3 Pfund Fleiſch — Gewicht des rohen Fleiſches — Zugemüſe und Salz, 
ſo viel zu einer Mittags⸗ und Abendmahlzeit gehört, und 
das für einen Tag erforderliche Brod (bis zu 1 Pfd. 26 Lth.) 
feſtgeſetzt. 
Frühſtück und Getränk hat der Soldat von ſeinem Wirthe nicht zu 
fordern. 
| $. 24. 


Die vollſtändige Beköſtigung muß dem Soldaten felbft dann verabreicht 
werden, wenn er zu ſpäter Tageszeit in dem Quartier eintrifft. 

Iſt der Soldat von ſeiner Garniſon aus für einzelne Tage des Marſches 
mit der Brodportion reſp. dem Brodgelde verſehen, oder wird ausnahmsweiſe die 
Brodportion — die dann, wie im Kantonnement ꝛc., 1 Pfund 12 Loth beträgt — 
aus Magazinen oder vom Lieferanten entnommen, ſo hat der Quartiergeber dem 
Soldaten Brod nicht weiter zu verabreichen. 


F. 25. 


Die Marſchverpflegung wird gewährt für jeden Marſch- und beſtimmungs⸗ 
mäßigen Ruhetag leinſchließlich des Tages des Eintreffens in der Garniſon, dem 
Kommando⸗ reſp. Kantonnementsorte). 


Ausgenommen ſind nur Märſche: 


a) von einem Tage, bei denen der Soldat an demſelben Tage in die ver- 
laſ⸗ 
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957 Garniſon reſp. den Kommando oder Kantonnementsort zurück⸗ 
ehrt / 
b) bei Manövern — ſelbſt bei gleichzeitigem Kantonnementswechſel — ſo⸗ 
bald die Märſche einen Theil des Manövers bilden. 
In beiden Fällen darf nur die Garniſon- reſp. Kantonnements⸗Verpfle⸗ 
gung gewährt werden. 0 
F. 30. 


Die Marſchverpflegung wird den Quartiergebern mit 5 Sgr., und wenn 
ſie kein Brod gegeben haben, mit 3 Sgr. 9 Pf. vergütet. 
$. 32. 
Die Vergütigung der empfangenen Marſchverpflegung muß in jedem 
d ſofort gegen Quittung der Gemeinden bezahlt werden. 
ie Zahlung darf nur unter ganz außergewöhnlichen Verhältniſſen bei 
größeren Transporten unterbleiben, und wird alsdann den Gemeinden über die 
gewährte Marſchverpflegung Quittung geleiſtet. 
Ein theilweiſer oder gänzlicher Erlaß der Bezahlung ſoll den Ortsbehörden 
oder Quartiergebern nie zugemuthet werden. 


6. 33. 


5 Die Marſchverpflegung kann nur auf Grund von Marſchrouten von den 
in denſelben bezeichneten Gemeinden und für die angegebenen Marſch- und Ruhe⸗ 
tage empfangen werden. 5 

F. 77. 


Auf dem Marſche beträgt, wenn die Verabreichung durch Königliche Ma⸗ 
gazine oder durch Lieferungs-Unternehmer erfolgt ($. 80.), die 


ſchwere Ration 104 Pfd. Hafer, 3 Pfd. Heu, 32 Pfd. Stroh, 
z 3 4 = 31 5 a 


mittlere 94 3 
leichte s 5 5 5 33 Pi 34 = = 


Geſchieht die Verabreichung durch die Gemeinden (F. 81.), jo kann die Hafer- 
ration in Maaß gewährt werden, und zwar 


die ſchwere zu 35 Metzen, 
die mittlere 34 
die leichte 3 
Die Marſchration wird auf die ganze Dauer des Marſches für jeden Marſch⸗ 
und Ruhe⸗, ſowie auch für einzelne Liegetage gewährt. 
; $. 80. 


Die Rationen werden durch Königliche Magazinverwaltungen oder ange: 
nommene Lieferungs⸗ Unternehmer verabreicht. 
$. 81. 
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$. 81. 


An Orten, wo die Verabreichung der Fourage auf die 5 Weiſe 
nicht erfolgt, haben die Gemeinden nach dem Edikte vom 30. Oktober 1810. 
ad 5. die Verpflichtung, den durchmarſchirenden Truppen den erforderlichen Bedarf 
auf Grund der Marſchrouten zu gewähren. 

Die gelieferte Fourage wird mit den Martini⸗ oder kurrenten Marktpreiſen 
vergütet, dieſe Vergütigung aber nicht zur Stelle bezahlt, ſondern von den Ge- 
meinden beſonders zur Liquidation gebracht. 


$. 82. 


Sind die Gemeinden nach Beſcheinigung des betreffenden Landrathsamtes 
(reſp. der betreffenden vorgeſetzten Civilbehörde) außer Stande, den Fouragebedarf 
aus eigenen Mitteln herzugeben, ſo müſſen ſie denſelben von der nächſten Ver⸗ 
abreichungsſtelle (§. 80.) holen. 

Für den Transport wird alsdann die tarifmäßige Vorſpann⸗Entſchädigung, 
jedoch nicht zur Stelle, gewährt, ſondern von den Gemeinden auf Grund der 
von dem Kommandoführer auszuſtellenden Vorſpannquittung bei der Intendantur 


liquidirt. 
$. 164. 


Die Gemeinden richten ſich bei Verabreichung der Marſchverpflegung und 
der Fourage nach den Angaben a Marſchrouten. 


(Nr. 22) 
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(Fr. 22.) Geſetz, betreffend die Verpflichtung zum Kriegsdienſte. Vom 9. November 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ar. 


verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, nach erfolgter Zuſtimmung 
des Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 


$. 1. 
Jeder Norddeutſche iſt wehrpflichtig und kann ſich in Ausübung dieſer 
Pflicht nicht vertreten laſſen. Ausgenommen von der Wehrpflicht ſind nur: 
a) die Mitglieder regierender Häuſer / 
b) die Mitglieder der mediatiſirten, vormals reichsſtändiſchen und derjenigen 
Häuſer, welchen die Befreiung von der Wehrpflicht durch Verträge zu- 
geſichert iſt, oder auf Grund beſonderer Rechtstitel zufteht. 
Diejenigen Wehrpflichtigen, welche zwar nicht zum Waffendienſte, jedoch 
zu ſonſtigen militairiſchen Dienftleiftungen, welche ihrem bürgerlichen Berufe ent- 
ſprechen, fähig ſind, können zu ſolchen herangezogen werden. 


. 2. 


Die bewaffnete Macht beſteht aus dem Heere, der Marine und dem 
Landſturme. 8. 3 


Das Heer wird eingetheilt in: 
1) das ſtehende Heer, 
2) die Landwehr / 
die Marine in: 
1) die Flotte, 
2) die Seewehr. 

Der Landſturm beſteht aus allen Wehrpflichtigen vom vollendeten 17 ten bis 
zum vollendeten 42ſten Lebensjahre, welche weder dem Heere, noch der Marine 
angehören. N 

SA 
Das ſtehende Heer und die Flotte find beſtändig zum Kriegsdienſte bereit. 
Beide ſind die Bildungsſchulen der ganzen Nation für den Krieg. ö 


8. 5. 


Die Landwehr und die Seewehr ſind zur Unterſtützung des ſtehenden 

Heeres und der Flotte beſtimmt. 

Die Landwehr - Infanterie wird in beſonders formirten Landwehr⸗Truppen⸗ 
körpern zur Vertheidigung des Vaterlandes als Reſerve für das ſtehende Heer 
verwandt. 

Die 
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Die Mannſchaften des jüngſten Jahrganges der Landwehr-Infanterie kön⸗ 
nen jedoch erforderlichen Falles bei Mobilmachungen auch in Erſatz-Truppen⸗ 
theile eingeſtellt werden. 

Die Mannſchaften der Landwehr-Kavallerie werden im Kriegsfalle nach 
Maaßgabe des Bedarfs in beſondere Truppenkörper formirt. 

Die Landwehrmannſchaften der übrigen Waffen werden bei eintretender 
Kriegsgefahr nach Maaßgabe des Bedarfs zu den Fahnen des ſtehenden Heeres, 
die Seewehrmannſchaften zur Flotte einberufen. 


$. 6. 

Die Verpflichtung zum Dienſt im ſtehenden Heere, beziehungsweiſe in der 
Flotte, beginnt mit dem 1. Januar und zwar in der Regel desjenigen Kalender⸗ 
jahres, Ar der Wehrpflichtige das 20ſte Lebensjahr vollendet, und dauert 
ſieben Jahre. 3 
Während diefer fieben Jahre find die Mannſchaften die erſten drei Jahre 
zum ununterbrochenen aktiven Dienſt verpflichtet. 

Die aktive Dienſtzeit wird nach dem wirklich erfolgten Dienſtantritt mit 
der Maaßgabe berechnet, daß diejenigen Mannſchaften, welche in der Zeit vom 
2. Oktober bis 31. März eingeſtellt werden, als am vorhergehenden 1. Oktober 
eingeſtellt gelten. 

Die Entlaſſung eingeſchiffter Mannſchaften der Marine kann jedoch, wenn 
den Umſtänden nach eine frühere Entlaſſung nicht ausführbar iſt, bis zur Rück⸗ 
kehr in Häfen des Bundes verſchoben werden. 

Während des Reſtes der ſiebenjährigen Dienſtzeit ſind die Mannſchaften 
zur Reſerve beurlaubt, inſoweit nicht die jährlichen Uebungen, nothwendige Ver⸗ 
ſtärkungen oder Mobilmachungen des Heeres, beziehungsweiſe Ausrüſtungen der 
Flotte, die Einberufung zum Dienſt eben, 

Jeder Reſerviſt iſt während der Dauer des Reſerveverhältniſſes zur Theil- 
nahme an zwei Uebungen verpflichtet. Dieſe Uebungen ſollen die Dauer von je 
acht Wochen nicht überſchreiten. 

Jede Einberufung zum Dienſt im Heere, beziehungsweiſe zur Ausrüſtung 
in der Flotte, zählt für eine Uebung. 


a . . 
Die Verpflichtung zum Dienſt in der Landwehr und in der Seewehr iſt 
von fünfjähriger Dauer. 
Der Eintritt in die Land⸗ und Seewehr erfolgt nach abgeleiſteter Dienſt⸗ 
pflicht im ſtehenden Heere, beziehungsweiſe in der Flotte. 
Die Mannſchaften der Landwehr und der Seewehr ſind, ſofern ſie nicht 
zum Dienſt einberufen werden, beurlaubt. n s 
Die Mannſchaften der Landwehr-Infanterie können während der Dienſt⸗ 
zeit in der Landwehr zweimal auf 8 bis 14 Tage zu Uebungen in beſonderen 
Kompagnien oder Bataillonen einberufen werden. 
ie Landwehrmannſchaften der Jae und Schützen, der Artillerie, der 
Pioniere und des Trains üben zwar in demſelben Umfange, wie die der 5 
an⸗ 


Eee 


fanterie, jedoch im Anſchluſſe an die betreffenden Linientruppentheile. Die Land⸗ 
wehr-Kavallerie wird im Frieden zu Uebungen nicht einberufen. 


§. 8. 
Die Einberufung der Reſerve, Landwehr und Seewehr zu den Fahnen, 
beziehungsweiſe zur Flotte, erfolgt auf Befehl des Bundesfeldherrn. 
Durch die kommandirenden Generale erfolgt die Einberufung nur 
a) zu den jährlichen Uebungen, 
b) wenn Theile des Bundesgebietes in Kriegszuſtand erklärt werden. 


§. 9. 

Der Bundesfeldherr beſtimmt für jedes Jahr nach Maaßgabe des Geſetzes 
die Zahl der in das ſtehende Heer und in die Marine einzuſtellenden Rekruten. 
Der Geſammtbedarf an Rekruten wird demnächſt durch den Bundesausſchuß für 
das Landheer und die Feſtungen, beziehungsweiſe unter Mitwirkung des Bundes⸗ 
ausſchuſſes für das Seeweſen, auf die einzelnen Bundesſtaaten nach dem Ver⸗ 
hältniß der u vertheilt. 

Bei Feſtſtellung der Bevölkerung der einzelnen Bundesſtaaten kommen nur 
die in deren Gebiete ſich aufhaltenden Ausländer, nicht aber auch die Angehöri- 
gen anderer Bundesſtaaten in Abrechnung. 


$. 10. 


Um im Allgemeinen wiſſenſchaftliche und gewerbliche Ausbildung fo wenig 
wie möglich durch die allgemeine Wehrpflicht zu ſtören, iſt es jedem jungen 
Mann überlaſſen, ſchon nach vollendetem 17ten Lebensjahre, wenn er die nöthige 
moraliſche und körperliche Qualifikation hat, freiwillig in den Militairdienſt ein⸗ 
zutreten. 

8 


Junge Leute von Bildung, welche ſich während ihrer Dienſtzeit ſelbſt be⸗ 
kleiden, ausrüſten und verpflegen, und welche die gewonnenen Kenntniſſe in dem 
vorſchriftsmäßigen Umfange dargelegt haben, werden ſchon nach einer einjähri⸗ 
gen Dienſtzeit im ſtehenden Heere — vom Tage des Dienſteintritts an gerech⸗ 
net — zur Reſerve beurlaubt. Sie können nach Maaßgabe ihrer Fähigkeiten und 
Leiſtungen zu Offizierftellen der Reſerve und Landwehr vorgeſchlagen werden. 


g 12. 


Die Offiziere der Reſerve können während der Dauer des Reſervever⸗ 
hältniſſes dreimal zu vier- bis achtwöchentlichen Uebungen herangezogen werden. 
Die Offiziere der Landwehr find zu Uebungen bei Linientruppentheilen allein Be⸗ 
hufs Darlegung ihrer Qualifikation zur Weiterbeförderung, im Uebrigen aber 
nur zu den gewöhnlichen Es der Landwehr heranzuziehen. — Im Kriege 
können auch die Offiziere der Landwehr erforderlichen Falls bei Truppen des 
ſtehenden Heeres verwandt werden. 

Bundes ⸗Geſeßbl. 1867. 21 $. 13. 


a er 
5 j $. 13. 
Für die Marine gelten die nachfolgenden beſonderen Beſtimmungen: 

1) 5100 Kriegsflotte, welche gleich dem ſtehenden Heere beſtändig bereit iſt, 
gehören: 

a) die aktive Marine, d. h. die im aktiven Dienſte befindlichen See⸗ 
leute, Maſchiniſten und Heizer, ſowie die Schiffshandwerker und 
Seeſoldaten; 

b) die von der aktiven Marine beurlaubten Seeleute, Maſchiniſten, 
Heizer, Schiffshandwerker und Seeſoldaten bis zum vollendeten 
ſiebenten Dienſtjahre. 

2) Die aktive Marine wird zuſammengeſetzt aus: 

a) Seeleuten von Beruf, d. h. aus ſolchen Freiwilligen oder Aus⸗ 
gehobenen, welche bei ihrem Eintritt in das dienſtpflichtige Alter 
mindeſtens Ein Jahr auf Norddeutſchen Handelsſchiffen gedient, 
oder die Seefiſcherei eben fo lange gewerbsmäßig betrieben haben; 

b) aus freiwillig eingetretenem oder ausgehobenem Maſchinen- und 
Schiffshandwerks-Perſonal ; ; 

c) aus Freiwilligen oder Ausgehobenen für die Marinetruppen (See 
bataillon und Seeartillerie). 

3) Die Dienſtzeit in der aktiven Marine kann für Seeleute von Beruf 
und für das Maſchinenperſonal in Berückſichtigung ihrer techniſchen 
Vorbildung und nach Maaßgabe ihrer Ausbildung für den Dienſt auf 
der Kriegsflotte bis auf eine einjährige aktive Dienſtzeit verkürzt werden. 

4) Junge Seeleute von Beruf und Maſchiniſten, welche beim Eintritt in 
das dienſtpflichtige Alter die Qualifikation zum einjährigen Freiwilligen 
erlangt, oder welche das Steuermanns⸗Examen abgelegt haben, genügen 
ihrer Verpflichtung für die aktive Marine durch einjährigen freiwilligen 
Dienſt, ohne zur Selbſtbekleidung und Selbſtverpflegung verpflichtet zu 
fein. Nach Maaßgabe ihrer Qualifikation follen dieſelben zu Unterofftzieren, 
Deckoffizieren oder Offizieren der Reſerve reſp. der Seewehr vorgeſchla⸗ 
gen, beziehungsweiſe ernannt werden. 

Die Seeoffiziere der Reſerve und Seewehr können nach Maaßgabe 
des Bedürfniſſes dreimal zu den Uebungen der aktiven Marine heran⸗ 
gezogen werden. 


Seeleute, welche auf einem Norddeutſchen Handelsſchiffe nach vorſchrifts⸗ 
mäßiger Anmuſterung thatſächlich in Dienſt getreten ſind, ſollen in 
Friedenszeiten für die Dauer der bei der Anmuſterung eingegangenen 
Verpflichtungen von allen Militairdienſtpflichten befreit werden, haben 
jedoch eintretenden Falls die letzteren nach ihrer Entlaſſung von dem 
Handelsſchiffe, bevor ſie ſich aufs Neue anmuſtern laſſen, nachträglich 
zu erfüllen. Ebenſo ſollen Seeleute während der Zeit des Beſuches 
einer Norddeutſchen Navigationsſchule oder Schiffsbauſchule im Frieden 
zum Dienſt in der Flotte nicht herangezogen werden. 


5 


— 


6) Bei 
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6) Bei ausbrechendem Kriege iſt, außer den dienſtpflichtigen a 
den Beurlaubten und Reſerven der Flotte, nöthigenfalls auch 
ie Seewehr zum Dienſt einzuberufen. 

7) Die Seewehr beſteht: 

a) aus den von der Marinereſerve zur Seewehr entlaſſenen Mann⸗ 
ſchaften / 

b) aus den ſonſtigen Marinedienſtpflichtigen, welche auf der Flotte 
nicht gedient, und zwar bis zum vollendeten einunddreißigſten 
Lebensjahre. 


8) Für die vorftehend unter 7. b. bezeichneten Dienſtpflichtigen finden zeit- 
weiſe kürzere Uebungen an Bord, namentlich Behufs Ausbildung in der 
Sckiffsartillerie, ftatt, und wird jeder dieſer Verpflichteten in der Regel 
zweimal zu dieſen Uebungen herangezogen. 


$. 14. 


Die in diefem Geſetz erlaſſenen Beſtimmungen über die Dauer der Dienft- 
verpflichtung für das ſtehende Heer, reſp. die Flotte und für die Land- reſp. See⸗ 
wehr, gelten nur für den Frieden. Im Kriege entſcheidet darüber allein das 
Bedürfniß, und werden alsdann alle Abtheilungen des Heeres und der Marine, 
ſoweit fie einberufen find, von den Herangewachſenen und Zurückgebliebenen nach 
Maaßgabe des Abganges ergänzt. 


. 15. 


. Die beurlaubten Mannſchaften des Heeres und der Marine (Reſerve, 
Landwehr, Seewehr) ſind während der Beurlaubung den zur Ausübung der 
militairiſchen Kontrole erforderlichen Anordnungen unterworfen. 

Im Uebrigen gelten für dieſelben die allgemeinen Landesgeſetze, auch ſollen 
dieſelben in der Wahl ihres Aufenthaltsortes im In- und Auslande, in der Aus⸗ 
übung ihres Gewerbes, rückſichtlich ihrer Verheirathung und ihrer ſonſtigen bür- 
gerlichen Verhältniſſe Beſchränkungen nicht unterworfen ſein. 

Reſerve⸗, land- und ſeewehrpflichtigen Mannſchaften darf in der Zeit, in 
welcher ſie nicht zum aktiven Dienſt einberufen ſind, die Erlaubniß zur Auswan⸗ 
derung nicht verweigert werden. 


$. 16. 


Der Landſturm tritt nur auf Befehl des Bundesfeldherrn zuſammen, wenn 
ein feindlicher Einfall Theile des Bundesgebietes bedroht oder überzieht. 


g. 17. 

Jeder Norddeutſche wird in demjenigen Bundesſtaate zur Erfüllung ſeiner 
Militairpflicht herangezogen, in welchem er zur Zeit des Eintritts in das militair⸗ 
pflichtige Alter ſeinen Wohnſitz hat, oder in welchen er vor erfolgter endgültiger 
Entſcheidung über ſeine aktive Dienſtpflicht verzieht. = 

en 


ea 


Den Freiwilligen ($$. 10. und 11.) ſteht die Wahl des Truppentheiles, 
1 nn fie ihrer aktiven Dienftpflicht genügen wollen, innerhalb des Bun⸗ 
es frei. 

Reſexve- und Landwehrmannſchaften treten beim Verziehen von einem 
Staate in den anderen zur Reſerve, beziehungsweiſe Landwehr des letzteren über. 


$. 18. 

Die Beſtimmungen über die allmälige Herabſetzung der Dienftverpflichtung 
in denjenigen Bundesſtaaten, in denen bisher eine längere als die in dieſem 
Geſetze vorgeſchriebene Geſammtdienſtzeit im Heere und in der Landwehr geſetzlich 
war, werden durch den Bundesfeldherrn erlaſſen. 

§. 19. 


Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Beſtimmungen werden 
durch beſondere Verordnungen erlaſſen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Bundes ⸗Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 9. November 1867. 
(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck-Schön hauſen. 


Redigirt im Büreau des Bundeskanzlers. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Oecker). 


